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Gemeinde Iffeldorf  
Landkreis Weilheim-Schongau 
 
AUSSENBEREICHSSATZUNG – „GUT EURACH“ betreffend Fl.-Nr. 1694/1, 1697, 1699, 
1706, 1720, 1721/1, 1721 und 1723 
 
DER GEMEINDE IFFELDORF gemäß § 35 Abs. 6 BauGB 
 
Vom 24.07.2024 
 
 
 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich 

Die Satzung „Gut Eurach“ der Gemeinde Iffeldorf umfasst die Flurnummern 1694/1, 1697, 
1699, 1706, 1720, 1721, 1721/1 und 1723 mit insgesamt ca. 3,25 ha (32.527 m²). Maßgebend 
ist die Abgrenzung durch den Geltungsbereich in der Planzeichnung im Maßstab M 1:1000. 

 

Quelle: BayernAtlas, 25.04.2024 
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2. Voraussetzungen für den Erlass der Satzung 

Die Gemeinden können für bebaute Bereiche im Außenbereich durch Satzung bestimmen, 
dass Vorhaben, die Wohnzwecken oder kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben 
dienen, nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im 
Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die 
Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen (Rechtsgrundlage: § 
35 Abs. 6 BauGB). 
 
Eine solche Satzung erfordert zunächst, dass ihr Geltungsbereich nicht überwiegend 
landwirtschaftlich geprägt ist und dort eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden 
ist. Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung ist auch, dass sie mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird und 
keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
genannten Schutzgüter bestehen. 

 

3. Ziel und Zweck 

Der zusammenhängende Bereich südlich der Erschließungsstraße ist geprägt durch viele 
forstwirtschaftliche Gebäude, Wohngebäude und Nebengebäude.  
Diese Außenbereichssatzung dient ausschließlich der Sicherung des Baurechts im Bereich 
des Gut Eurachs sowie der Schließung von Baulücken im Zentrum und im Nord-Westen des 
Plangebiets. Die anderen bestehenden Gebäude mit ihren Nutzungen bleiben hiervon 
unangetastet. Das vorhandene Baurecht mit seiner Nutzung prägt auch weiterhin diesen 
Bereich. Da hier bereits forstwirtschaftliche Nutzung und Wohnnutzung zugelassen ist, ist 
eine Erweiterung einer Splittersiedlung nicht zu befürchten. Eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung ist gewährleistet. 

Die vorliegende Satzung dient als Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit eines 
zusätzlichen Wohngebäudes mit zwei Wohneinheiten, sowie einem weiteren 
Wirtschaftsgebäude und der Schaffung der Möglichkeit von zusätzlichen Wohneinheiten in 
den Bestandsgebäuden. Ziel der Planung ist eine maßvolle Entwicklung in diesem Bereich, 
sodass die lockere Bebauung auch weiterhin so erhalten bleiben kann. Lediglich auf den 
Grundstücken mit der Fl.-Nr. 1706 und 1694/1 soll der Bau weiterer Gebäude ermöglicht 
werden. 
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Quelle: rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Iffeldorf 

 

4. Lage, Bestand und Erschließung 

Der räumliche Geltungsbereich der Außenbereichssatzung liegt nordöstlich der Gemeinde 
Iffeldorf.  
Der Bereich ist geprägt durch die umgebenden land- und forstwirtschaftlichen Flächen, sowie 
Grünflächen der angrenzenden Golfanlage. Das Areal „Gut Eurach“ ist als Außenbereich 
definiert und überwiegend durch große Gebäudestrukturen gekennzeichnet. 

Die verkehrsmäßige Erschließung erfolgt über einen Abzweig von der ST 2063. 
Ein Anschluss an das Telefon- und Stromnetz ist vorhanden. 
Die Abwasserentsorgung erfolgt mittels örtlicher Kleinkläranlagen. 
Die Wasserversorgung erfolgt durch den Anschluss an die gemeindliche 
Wasserversorgungseinrichtung. 
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5. Plankonzept 

Durch die Außenbereichssatzung soll auf den Flurnummern 1706 und 1694/1 ein weiteres 
Gebäude mit Wohnnutzung sowie ein Wirtschaftsgebäude eingefügt, die vorhandene 
Entwicklung definiert, maßvoll erweitert und auf den derzeitigen Bestand festgeschrieben 
werden. Der Erlass der Satzung setzt voraus, dass es sich um einen bebauten Bereich 
handelt, der überwiegend mit Betriebsgebäuden besetzt ist.  

Der Bereich soll weiterhin dem forstwirtschaftlichen Gewerbe und Wohnen vorbehalten 
bleiben. Eine Streubebauung in den Außenbereich hinein wird durch die Abgrenzung und die 
definierte Lage der Baufenster unterbunden. Die Eigenart des bestehenden 
Siedlungsansatzes bleibt durch die Lückenfüllung auf der Flurnummer 1706 und 1694/1 
erhalten. Es wird eine geordnete städtebauliche Entwicklung sichergestellt. 

Das auf Flur Nr. 1706 zu errichtende Gebäude darf eine maximale Wandhöhe von 6,50m, 
gemessen von OK Fertigfußboden bis OK Dachhaut an der Außenwandseite nicht 
überschreiten. Die Grundfläche wird auf 250m² festgelegt. Die Dachneigung soll mind. 20° 
und max. 35° betragen. Es sind 2 Wohneinheiten zulässig. 
Garagen und Carports dürfen nur innerhalb der Baufenster für Nebenanlagen errichtet 
werden. 

Das auf Flur Nr. 1694/1 zu errichtende Wirtschaftsgebäude darf eine maximale Wandhöhe 
von 6,00m, gemessen von OK Fertigfußboden bis OK Dachhaut an der Außenwandseite 
nicht überschreiten. Die Grundfläche wird auf 500m² festgelegt. Die Dachneigung soll mind. 
20° und max. 35° betragen.  

 

6. Umwelt- und Landschaftsschutz 

Durch die Außenbereichssatzung wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 
Außerdem liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b des BauGB genannten Schutzgüter vor (Ziele und Schutzzweck von FFH-
Gebieten und Europäischen Vogelschutzgebieten i.S. des Bundesnaturschutzgesetzes).  

Der Geltungsbereich der Satzung liegt außerhalb eines FFH-, NSG- oder LSG Gebietes. 

Für das Schutzgut Klima/Luft hat der Bereich keine besondere Bedeutung, er ist geprägt von 
der inselhaften Lage inmitten eines größeren Waldgebietes und der ausgleichenden Wirkung 
von Wäldern. 

Artenschutzrechtliche Konflikte sind aufgrund der bereits bestehenden Wohn- und 
forstwirtschaftlichen Gebäude und der geringen Auswirkungen der Planung nicht absehbar. 
Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen nach §§ 39 und 44 BNatSchG wird 
darauf hingewiesen, dass eine Beseitigung von Bäumen, Sträuchern und Hecken für die 
geplanten Baumaßnahmen nicht erforderlich ist, falls doch, soll diese möglichst nicht während 
der Vogelbrut- und Aufzuchtzeiten (01.März bis 30.September) erfolgen. Des Weiteren ist im 
Falle von An- und Umbauten ggf. auf Gebäudebrüter und/oder Fledermäuse zu achten. Für 
deren Vorkommen sind dann ggf. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zu treffen. Bei 
Herausnahme von Gehölzen sind Ersatzpflanzungen in gleicher Art vorzunehmen. Es sind 
standortheimische Arten zu pflanzen. 
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7. Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Iffeldorf, der seit dem 11.06.2024 rechtswirksam ist, 
sieht innerhalb des Geltungsbereiches der Außenbereichssatzung landwirtschaftlich 
genutzte Flächen und Waldflächen vor.  

 

8. Sonstige Belange 

Die Berücksichtigung der Belange des Schallschutzes, sowie die Gewährleistung gesunder 
Wohnverhältnisse sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, stellen 
jedoch in diesem Bereich keine Problematik das.  

Die üblichen forstwirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Emissionen sind zu dulden. 

Eine Hochwassergefährdung ist laut Angaben der Gemeinde Iffeldorf und Aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten nicht vorhanden. Gegen auftretendes Schichtwasser, oder wild 
abfließendes Niederschlagswasser ist Sorge zu tragen. Die Höhe des Grundwasserstandes 
spielt aufgrund der vorhandenen Geländesituation keine Rolle. Weder im Plangebiet noch im 
näheren Umfeld des Planungsgebietes befinden sich Baudenkmäler. Generell ist auch nicht 
mit Bodendenkmälern zu rechnen, falls jedoch welche auftreten unterliegen diese der 
Meldepflicht nach Art. 8 DschG. 

Das Planungsgebiet ist nach bisherigem Kenntnisstand der Gemeinde Iffeldorf frei von 
Bodenbelastungen. Werden dennoch bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische 
Auffälligkeiten festgestellt, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlasten 
Rückschlüsse ziehen lassen, ist unverzüglich das LRA Weilheim Schongau zu 
benachrichtigen. Der Aushub ist in diesem Fall solange in abgedeckten Containern zu lagern 
bis die Entsorgung geklärt ist. 

 

 

 

 

 

 

Iffeldorf, den ____________                                                __________________________ 

        Erster Bürgermeister, Hans Lang 


